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öffentlichen ý3itzung Les ! aniltages ar. l ý3. uktooer 1945. 

Anýýre3end: alle --itglieder 

Lýegierungsvertreter: r, egierur-::, schel Frick 

PeF'inn der äitzung: 11.3v Uhr. 

Der Präsident eröffnet die j_andtagssitzung und be- 

grüs3t alle Abgeordneten. 

1. Tunnelbau. 

Der . ir sident erklärt, dass jedem Acgeordneten uen 

"otivenbericht zugestellt worden ist* jas Projekt sei schon 

seit 16 Jahren besprochen und gerate i ., 1-, orden und zu einer De- 

schlussfassung sei es nicht tgekonimen, trotzuern der -reuit 
�,! erden 

vom Lande schon zur Verfügung gestellt werden war. �. un äuwem 

sich erhöhte dosten ergeben, d&r fri here -iostenvoranschlag 

war ca. 6D0 000. -- während der jetzige auf 1,2 . iillionen 

beläuft. Die zur ijurchführung erforderlichen i. iittel sind 

bereitgestellt, das heisst, sie sind auf dem Larlehens; 7ege 

zu beschaffen. ff2a Er stellt die Ang-ele, _'enheit zur Debatte 

und hofft, dass es heute zu einem 9m mhilmmma diesbezi; glichen 

beschlusse kommt. 

Abg;. 4f ßrurhart wünscht, dass nur die Varianten IIa oder 

IIb in Anwendung gebracht werder. 

itegi eranrschef Prick fuhrt aus, dass sich die i., egierung 

vergewissern liess, ob die L, ostenoere,: hnung richtig ist, und 

hat die beiden Ingenienne Betz und Bernasconi damit oeauftragt. 

Das Gutachten liegt beim 'ierrn Präsidenten und niese hauen 

die iiosten mit 1,01b iviillionen berechnet unu bei ganz vor- 

sichtiger Sch<: itzung mit 1,2 i. iilA ionen 

Abg. Sele erklärt, dass es sehr erfreulich i; t, dass es 

zum i3eschlasse komme. Es dürfte jedenfalls einen einstimmigen 

-Beschluss geben. Man dürfte dem Jauamte ratr mmib den Auftrag 

geben, die nötigen Vorarbeiten sofort zu machen, damit die 

Sache nicht verzögert srerde; 4. 

Abp, -. fidel 3runhart bemerkt, das-3 wenn das `"unnel schon 

gebaut, dann solle man es nicht zu klein bauen, sondern es 

soll Variante II in 'rage kommen. 

Schädler ersucht die ", egierung, die Frage der linanzie- 

rung nochmals aufzugreifen, und er wünscht, dass legen dem 
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Tunnelbau die iiheinarbeiten nicht ins Hintertreffen kommen 

diirfen. 

Abts. Heinrich 3runhaft frgt an, ob seitens der Ge- 

meinden und . lpgenossenschaften die Zusicherungen zu einer 

Beitragsleistung vorliegen. Im Jahre 1937 wurden den Ge- 

meinden und Alpgenossenschaften einen Betrag von 1'rs. 

70000. -- überbunden. Es ist noch nicht sicher, ob alle diese 

damaligen Zusagen noch aufrecht erhalten ��werden. 

Der Regierungschef antwortet, dass die Genossenschaften 

und die Gemeinden angefragt wurden, ob sie bereit seien, die 

Summen heute noch. zu bezahlen. Einzig von Raduz und ichaan 

fehlen roch die schriftlichen usaL en. Es ist jedoch zu 

�marten, dass auch diese Zusagen noch schriitlieh kommen. 

er- 

'ýbg. ->i ndle stellt . 
lest, dass diese :.; eiträge gemäss den 

Lrüheren zusagen inýmtýarýmrmffi von bllen Genossenschaften 

Gezahlt werden muss, ansonst es Pr 
, judiziLLlle gebe. 

Abg.. Brunhart erklärt, dass die Gemeinde Balzers bereit 

sei, ffi den Jeitrag von ý'rs. 50ü0. -- zu bezahlen. Jei dieser 

Gelegenheit gibt er das Protokoll der 'Gemeinderatssitzung 

vom 23. ': uteust 1937 bekannt; Da die Genossenschaften -'alzers 

und eine Beitragsleistung zum Tunnelbau von 1'rs. 

7000. -- leisten sollen und dieser Jeitra; von den Genossen- 

schaften nicht auf ebracht werden kann, ohne dass die Alp- 

verbesserungen dädurch aus viele Jahre Schaden leiden ufirde, 

hat der Gemeinderat beschlossen, dass seitens der gemeinde 

Frs. 5000. -- geleittet werde mit der Bedingung, dass pro- 

zentual nach Gteuerkaiital der -alpen Arbeiter von äer 

Gemeinde .. alters beim Thnnelbeu beschäftigt werden. 
er 

Der Präsident bemerkt, dass oeziJglich der ausstehenden 

usa , en glaube, dass diese zusagen heute noch feststehen. 

Abg. Schädler ist der ýýnsicht, dass diese 3eiträge auf- 

recht erhalten bleiben sollen, sonst würde dies von den 

Unterländer Gemeinden nicht verstanden werden. 

Abg. Hoop bemerkt, dass es ihiii nicht verständlich ist, 

dass sich einig-c- , erneinden die Arbeit zusichern kannen. L's 
sei 
Mt dies immer durch das Arbeitsamt gegangen und es kenne 

auch nur ein kleiner 2rozentsatz besch. zti ;t werden. 

Abi. Oele bemerkt, dajs diese Beitr 'e schon bei einem 

nostenvoranschlla; von 1' 600 000. -- zugesichert wurden. 
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Der ,r sident bemerkt, dass sich alle "b�_; eorüneten in 

dieser ý'ra. e ziemlich einig sinü, dass aie zu`esagten:; ei- 

träge bezahlt -, werden müssen. Hierauf nimmt der räsident 

ihm ,;; iamam die Lustimmung über 

das munnelprojekt Gnalf-Steg nach dem vorliegenden Projekte 

und zwar möglichst nach Variante II a oder II b mit einer 

Kostenberechnung von höhhsten 1.2 Millionen 
. 
Pranken vor. 

Die Abstimmung ergibt einen einstimmigen i? eschluss durch Hand- 

mehr. 'hierauf wurde abgestimmt, ob dieser : )eschluss als 

nicht drirMich erklärt werden soll, ; "ras ebenfalls ein- 

stimmig beschlossen wurde. 

Der Präsident freute sich, bekanntgeben zu können, 

dass endlich das i'rojekt einstimmig beschlossen wurde. 

Nachhang zum 1. Funkt. Bestellung einer , Taukommission fier den 

? unnelbau. 

Der rr sident erklärt, dass seitens üer ir erartei 

die Z'lb, -eordneten Fidel Drunhart Dalzers, -vorsteher Johann 

3eck Triesenberg und der Präsident des Iandtag"es. mmämmm 

mmnrnthmaý,:: f? ýnth nn mm nibimmumt vorgeschlagen seien. 

wie Lompetenz dieser Baukommission wäre duroh ein Etat ut 

festzulegen. Vielleicht wäre es zweckmässig, wenn die , egierung 

dieses Statut vorbereitet und der Landtag in seiner n . ch$ten 

-Sitzung dieses genehmigt. 

z. b-ý°. Dr. =: itter gibt die lorsuhl , ge der Union für die 

Baukommission bekannt, welche Gui' die rbgeordnet, en Josef 

Jele und Florian iindle lauten. hierauf wurden die vorge- 

schlagenen . Iit glieder mit 10 Stimmen gewA , 
hlt. 

2. Gesuch d= s ichard L arxer p ende ln um Jubti ent Tone ir uni 

seines Tractors mit einer 1. olz., asn1eý-e. 

Nach '7erlesuný; der bezüglichen Unterlaf en durch den 

rEi3identen und des 'Torschlagen der - inar. rioimriission macht 

Abg. Jchdler den Antrag, de"rn denn 
. jesuch entsl-rochen werden 

einst iriiniLr. 
möge. ý ierau -wurde beschlossen dem Gesuchsteller eine# mm r 

nhthi mmmm Subvention von irs. 000. -- zu oeýwwilliý: ank und einen 

_redit von Airs. 1000. -- einzuräumen. 

1' e rn e r., ur de beschlossen, Lie ärieiduzumorßin 

Mmmmnumgm mmiim bei der . egierung noch liegenden 3 Gesuche 

um Subventionierung von Traktoren mit ýlolzt; asanlage nach ihrem 

'rmessen zu erledigen und dann aper die auszahlung dieser 9ý- 
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bveni, ionen einzustellen. 

" Cesuch des Feger Johann Priesen um jubventionieru g der 

r"'eiterun., - der Lörranla e. ýsuf ce1aufene Poster 'rs. 147t3ý, 2U. 

Der Uräsident erklärt, dass dieses esuch schon einmal 

vorgelegt worden sei-. is sei dann aber zur Vorlage der end- 

gültigen 1bsten zurückgeýriesen: Torden. Die 1'inanzlcommission 

sei im L' nvernehmen mit der egierung zum .. Landpunkte gekom- 

men, dass $i nachdem leger für die -rrichtung der Dörrerei 

bereits im Jahre 1943 eine subvention erhalten haue, vorlie- 

gendes Cesuch nicht zur stattgebung zu empfehlen. 13a der 13e- 

warf für die "emeinde Triesen schon gedeckt ist, und die 

. r-eitereng aus eigenen _c7eschäftlichen rwüg"engen heraus gýe- 

macht wurde. 

1Abge. schädler bemerkte, dass er mmimihah nicht vor- 

stellen könne, dass noch ein 2. : al eine Subvention i#43ctm aus- 

°eschüttet werde, da der3etrieb ein rein erwerbsmassiger sei-. 

'ýieraui wurde einstimmig beschlossen, das Gesuch abzu- 

lehnen. 

4.1ýegierun-santrag betreffend die Subventionierung der lvot- 

standsarbeiten der Gemeinden. 

Der Präsident erklärt, dass dieser l n'Lrag in der iinanz- 

kommission durchberaten wurde. 

Der Regierungschef wies in längereniusfiihrungen da- 

rauf hin, dass die Regierung durch diese 11; assnahme hoffe, dass 

wenn eine rrbeitskosigkeit einsetzen sollte, die Gemeinden 

durch die Subvention veranlasst würden, eine regere Dautütig- 

keit zu entfalten. Die 30 o üuovention sind für die Gemeinden 

bestimmt ein llnreiz, grössere Projekte zu unternehmen. 

Dr. Ritter bemerkt, dass er daft; r ist, dass dieser 

Antrag beschlossen wird. Tennnn nun aber grössere ldotstands- 

arbeitsprojekte vorliegen würden, erhebt sich cie Frage der 

L'inanzierung, welche in jede�ý-, einzelnen Fall abgeklärt werden 

Rer. Chef antwortet, dass die _. egieruný-- ungefähr die 

PP'i nanzlane der `-: 'erne finden kenne. Die Finanzlage der '; erne finden 

und des Landes sind un,; ef hr dieseloen. 7enn die erne i nden 

70 7 zahlen müssen, so können sie das Land kaum überbieten. 

nbE. Sele legt auch -. Vert auf den Zeitpunkt des Deginnes 

der i. otstandsarbeiten. s m(; sse dies in ueoereinstimmung mit 

muss. 
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dem Arbeitsmarkt stehen. 

Abg. Fidel Brunhart frägt an, ob die Püfearbeiten 

auch mit inbegriffen sind. 

Der Präsident antwortet, class hierfür schon ein 

separater Schlüssel bestehe. 

Abg. Schädler kommt zurück auf den Antrag des 

Dr. Ritter und bemerkt, dass es vielleicht zweckmässig 

wäre, wenn das Ausmass der Subventionierung der Notstands- 

arbeiten jeweils der Finanzlage des Landes angepasst würde. 

Die hierauf durchgeführte Abstimmung ergibt ein- 

stimmigen Beschluss, dass die Regierung ermächtigt wird, 

Notstandsarbeiten der Gemeinden mit 30 j% zu subventionieren. 

Dabei wird die Bestimmung des Zeitpunktes der Arbeiten 

vorbehalten. 

5. Gesuch des Landeswerkes Lawena, um Bewiiliglang eines 

Kredites von ca. Frs. 100 000. -- zur Erweiterung der 

Kabelanlagen Peldkirch-; Deha. anwald und Anschaffung eines 

neuen Transformers. 

Das Gesuch sei. von der Geschäftsprüfnngskommission 

behandelt worden mit dem Antrag auf Zustimmung. 

Abg. -indle teilt mit, dass die Gesc:., äftsprüfungs- 

kommission der Ansicht sei, dass die fragliche Erweiterung 

unbedingt notwendig sei, speziell im Hinblick auf das 

Saminawerk. Er stellt den Antrag auf Empfehlung. 

Hierauf wurde die Bewilli; ung des Kredites ein- 

stimmig beschlossen. 

6. Interpellation: 

Der Präsident bringt dann noch eine Interpellation 

des Abg. Kindle zur Verlesung. 

Abg. Kindle begründet die Interpellation wie 

folgt: 
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Ich habe mich veranlasst gesehen, dte vom herrn Präsidenten 

vor, elesene Interpellation, wm chm einzureichen, weil im 

liechtensteinischen iolke eine tiefe 2e unruhigung über das 

Vorgehen bei ': e; _: w, isun,. unn jodandern sich oemerxbar macht. 

Der Liechtensteiner wünscht ein Vorgehen gegen Elemente, die 

sich wesentlich gegen die Sicherheit des Staates und gegen 

seine Gesetze vergangen und dadurch das gebotene Gastrecht 

missbraucht haben. Es entspricht jedoch dem 3echtlid3hKnits- 
h 

3 inn unseres lolkes, dass gemäss der Erkl . rung der te6ierang 

vor dem Landtag nur dann eingeschritten wird, wenn eine staats- 

feindliche _'itigkeit des etroffenen oder eine schwere Eesetz- 

widrige 11alkung einwandfrei nach gewiesen wirä, es will alle 

unnötigen Bärten und ,; e icheUngerechtigkeit ver, i, ieden haben. 

i, icht politischen mass und nicht Eigennutz sind die Trieb- 

feder der Haltung unseres lolkes, sondern von christlichem 

Lenken getragenes Sicherheitsbedürfnis. 

iuun aber ist in ;: reiten ýL-rei sen des Volkes und zwar, es 

sei betont, ohne _dieksicht au: larteieinstellung, die 1,. keinung 

verbreitet, es sei den '3egge:, iiesenen vor der Lesuhlus3iassur 

über ihr Schicksal teilweise das . echt gehört zu werden versagt 

worden oder, dass in anderen fällen, wo ale betreffenden ange- 

hört wurden, auf ihre V'erantw. vortung nicht eilgegangen worden 

sei, so dass der Eindruck entsteht, üas rechtliche Gehör sei 

nur formal zugestanden worden, dass es jedoch in -, irklichkeit 

ohne Einfluss auf den gang der Dinge sei-. Das ; -rill sagen, 

dass die i. leinun ; weit verbreitet ist, die Teg; reisan ; sei in 

jedem Einzelfalle schon längst ausgemachte äache, der r. iachýriei s 

staatsfeindlicher _'äti;;; keit 1 ebensache, das Ju �eständnis des 

rechtlichen Gehörs blosse form und damit eine rechtliche 

Farce. 

Das liechtensteinische Volk aber trägt moralisch vor 

sich und der Sachwelt die lerantwortung für das Gesehehen und 

es nt sich seiner Verantwortung auch voll bewusst. Es weiss 

genau, dass der liechtensteinische itaat in seiner Kleinheit 

nur aufgebaut auf klarer, bürgerlicher , echtlichkeit und 

auf christlich-katholischer Grundhaltung existenzfähig ist. 
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Es ' eisa aaen., dass es nur dann mit seinem christlichen 

Gewissen vereinbar ist, dass M nner, Frauen unu iLinder in 

die unvorstellbare Lä. rte unu die graue Hof nungslosigkeit 

des kommenden . inters nach eutschlanu und nach oesterreich 

verjagt werden, wenn wirklich schwýrerwiegende Gründe dafür 

sprechen. Gerade aus seinem iechtlichkeitssinn heraus aber 

wünscht das liechtensteinische Volk auch in diesem lalle die 

. 'in'7rendung des Rechtsgrundsatzes "Im Z-ýTeifel ist zu Gunsten des 

Angeklagten zu entscheiden. " 
A Ich verweise in diesem zýusamiiienhag auch auf das Erwachen 

des '1eltgewvissens, das sich äussert in den sVarnungen der schwei- 

zerischen Presse während der letzten ';, 'ochen, in der Haltung 

Schwedens und nicht zuletzt auf beac t iche stimmen in ang- 

lischen `Leitungen, die auch ins engliarhe Parlament Eingang 

gefunden haben. 

enn das enlische Volk, das durch den vergangenen 

Lrieg so unendlich viel gelitten, so viel an materiellen 

und kulturellen Gütern verloren hat, oeE; innt, seinem er- 

bitterten ii'eind von gestern - soweit das heute schon möglich 

ist - ohne dass und mit menschlichen uefü. hlen zu oegegnen, 

weiss das liechtensteinische Volk umso mehr, dass es :: ott 

und dem Schicksal für den genossenen Frieden ihmitten einer 

Zelt des Hasses nicht durch Rachsucht, sondern nur durch 

strenge rtechLlichkeit, verbunden mit christlicher Duldsamkeit 

den nötigen Dank abstatten kann. 

Aus alli diesen üründen hat unser Volk das stecht zu wis- 

sen, was vorgeht und seinen 1: influss durch das larlament auch 

in dieser schwerwiegenden '_r"a, _ýe ; eltend zu machen. 

ich behalte mir vor, nach erfolgter Derichterstattung 

durch den 'Vertreter der , Legierung meine tý. nträge an den Landtag 

zu stellen. 
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Regierungschef Prick antwortet hierauf, dass die Re- 

gierung in der nächsten Sitzung zu dieser Interpellation 

Stellung nehmen werde. Er möchte diese Frage vom gesamten 

Regierungskollegium beantwortet wiessen und führt wörtlich 

aus: ', üir haben bis heute, wie in der letzten Landtagssitzung 

auch vorgeschlagen, nur im Rahmen der fron der schweizerischen 

Bundesanwaltschaft aufgestellten Richtlinien und hauptsächlich 

die Parteifunktionäre weggewiesen. Ich glaube, dass es heute 

jedem klar ist, dass die NSDAP eine latente GefaHr für 

unser Land war. Diese hat von Stuttgart ihre Direktiven 

erhalten und ich bin überzeugt, dass wenn etwas zustandg- 

gekommen wý, re, diese Direktiven auch sicherlich durchgeführt 

worden wären. Auch waren diese Parteifunktionäre die 
werden 

eigentlichen Priester und Diener dieser Idee. `. '7'ir gmjnmn noch 

auf die Begründung der Interpellation eingehen, werden 

allerdings die Fälle der derzeit ''ieggewiesenen unsererseits 

noch zur Durchführung bringen. Eine ausführlichen Beantwortung 

wird noch folgen. 

Der Präsident schliesst dann die Sitzung des Landtages. 

Schluss der Sitzung vom 12.45 Uhr. 
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